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Europa in der Krise – 
Europa neu gründen

Europa durchlebt heutzutage seine tiefste Krise seit den 1930er Jahren. Gab es 

2008 noch einige kritische Stimmen, so wurde die Frage nach den Ursachen der 

Krise bald weitgehend verdrängt. Denn diese Frage trifft mitten ins Herz des 

Systems und der Interessen, die es beherrschen. Nach den sozialen Kompromissen 

der drei Nachkriegsjahrzehnte ist das Kapital, und ganz besonders das 

Finanzkapital, zum Angriff übergegangen, um seine Macht, seine Gewinne und 

Vermögen nicht nur zu erhalten, sondern weiter zu vermehren. Die Folgen waren 

ein geschwächter Sozialstaat, immer größere Ungleichheiten und die Anhäufung 

enormer Geldmengen, die nicht mehr produktiv investiert wurden. Die Krise wurde 

durch äußerst spitzfindige Formen der Geldanlage immer stärker angefacht. Es 

ist daher kein Wunder, dass sie zuerst diejenigen Banken und Finanzinstitute 

erfasste, deren Erträge kaum noch aus der produktiven Wirtschaft kamen. Im 

Jahre 2006 betrugen die Aktiva des Finanzsektors 350% des weltweiten BIP – 

im Jahr 1990 waren es noch 100% gewesen. Die Weltwirtschaft trieb auf einem 

Ozean der Verschuldung. Im September 2008 wäre das Finanzsystem beinahe 

durch die Pleite von Lehmann Brothers zusammengestürzt. Angesichts des 

drohenden Zusammenbruchs setzten die Regierungen auf massive öffentliche 

Geldspritzen. So machten sie aus den privaten Schulden öffentliche Schulden. In 

der Eurozone belief sich die öffentliche Schuld 2007 auf 66% und Ende 2013 

auf 92,7%. In Luxemburg stieg sie in diesem Zeitraum von 6,4% auf 27,7%.

Nach einigen zaghaften Programmen zur Ankurbelung der Wirtschaft, der 

kostspieligen Bankenrettung, dem Anfang der Rezession und dem Anwachsen 

der öffentlichen Defizite und Staatsschulden hatten die Regierungen nur eine 

einzige Antwort: eine Sparpolitik zu erzwingen, die angeblich die Haushalte 

wieder ins Gleichgewicht  bringen sollte. Aber die Senkung der Sozialausgaben 

und das Einfrieren und gar Kürzen der Löhne und Renten verschlimmerten 
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sowohl die wirtschaftliche Rezession als auch den Sozialabbau und die 

Arbeitslosigkeit. Mit den verminderten Steuereinnahmen ging die Schuld nicht 

zurück, sondern wuchs noch weiter an, wie es die oben zitierten Zahlen belegen. 

Übrigens musste die Europäische Kommission in ihrem öffentlichen Bericht von 

Januar 2013 zugeben: „Nach fünf Jahren Wirtschaftskrise und einem erneuten 

Konjunktureinbruch im Jahr 2012 erreicht die Arbeitslosigkeit Werte, die es 

seit rund 20 Jahren nicht mehr gegeben hat, die Einkommen der Haushalte sind 

geschrumpft und Armuts- und Ausgrenzungsrisiko steigen, besonders in den 

Mitgliedstaaten im Süden und Osten Europas.” 

Die Sparpolitik dient als Rechtfertigung sogenannter struktureller Reformen, 

die in Wirklichkeit Konterreformen sind: Verschlechterung des Arbeitsrechts, 

Flexibilisierung, unsichere Einkommen, Rentenkürzungen und Verlängerung 

der Lebensarbeitszeit, Privatisierungen und Eindringen von Privatkapital in die 

öffentlichen Bereiche der Gesundheit, Bildung  und Erziehung. Das Ziel ist es, 

die Arbeitskosten zu senken und den Sozialstaat zu zerschlagen. Wobei der 

Sozialstaat und die Errungenschaften der Arbeiterbewegung bereits vor der Krise 

in der Schusslinie standen und jetzt das Ziel von verstärkten Angriffen sind.

Hinter dem einschläfernden Gerede von „immer mehr Einheit” sind die 

Machthaber Europas in Wahrheit dabei, Zwietracht und Unfrieden zu säen. 

Die Länder des früheren Sowjetblocks sind als Untergebene in die Europäische 

Union integriert worden. Ihre Finanzsektoren werden nun von westlichen 

Banken kontrolliert und ihre Wirtschaften wurden in die Produktionsketten der 

westlichen Multis eingegliedert, denen diese Länder billige Arbeitskräfte liefern. 

Die Länder der „Randgebiete”, besonders im Süden des Kontinents, wurden von 

den finanziellen Unruhen von 2008 erfasst und konnten ihre Schulden nicht 

mehr zurückzahlen. Weil die Europäische Zentralbank keine Staatsdefizite 

durch Anleihen finanzieren darf (Vertrag von Maastricht) und weil die EU ihren 

Mitgliedstaaten in Not nicht helfen darf (Vertrag von Lissabon), wurden sie den 

drakonischen Maßnahmen unterworfen, die die „Rettungspläne” der Troika (EU-

EZB-WWF) ihnen aufzwingen. Die aufgebrachten Gelder wurden als Hilfen für 
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die in Schwierigkeiten steckenden Länder ausgegeben; sie dienten jedoch vor 

allem der Rettung der deutschen, französischen und britischen Banken, die über 

50% der griechischen, portugiesischen, irischen, italienischen und spanischen 

Staatsschuld besaßen. Übrigens bestand die „Hilfe” vor allem in Krediten, die 

zurückbezahlt werden müssen; und sie wurde hauptsächlich benutzt, um die Zinsen 

der existierenden Schulden zu zahlen. Die Bedingungen, die an die Hilfen geknüpft 

waren, führten zu einer drastischen Verschlechterung der Lebensbedingungen 

und zu einer seit 1945 beispiellosen Zerschlagung des Sozialstaates.

Wenn es die nationalen Regierungen sind, die die Sparpolitik und die 

Konterreformen durchführen, so sind es die europäischen Institutionen, 

die sie empfehlen und erzwingen. Die Hoheit über den Staatshaushalt – und 

damit jegliche demokratische Kontrolle – wurde den nationalen Parlamenten 

de fakto entzogen, was bedeutet, die Wahl einer anderen Politik zu verbieten. 

Die Haushaltsempfehlungen der EU-Kommission bedrohen regelmäßig die 

sozialen Errungenschaften. Der Bericht von 2013 für Luxemburg empfiehlt 

weitere Angriffe auf die Renten und auf die Anpassung der Löhne an den 

Preisindex. Wenn die gewählten Regierungen nicht mehr als vertrauenswürdig 

angesehen werden, können sie durch „Technokraten” ersetzt werden wie 2011 

in Griechenland und in Italien.

Und so bedeutet „Europa” jetzt für die Völker „sozialer Rückschritt” und „keine 

Demokratie”. Dies ist ein guter Nährboden für die Entwicklung von Rassismus 

und Fremdenfeindlichkeit, und für die politischen Kräfte die diese Ideologie 

verbreiten. In einer Reihe von Ländern wird sogar die Frage nach einem Austritt 

aus der Euro-Zone gestellt.

Welches Europa für morgen?

Wir lehnen die Wahl ab zwischen der Zustimmung zum Rahmen der aktuellen EU 

und dem Rückzug auf die Nationalstaaten. Weder der neoliberale Europäismus, 

die Konsens-Ideologie zwischen Mitte-rechts und Mitte-links, noch die 
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nationalistische Abkapselung nützen den Interessen der Völker, und vor allem 

nicht denen der lohnabhängigen Bevölkerung. 

Es gilt eine andere Richtung einzuschlagen, um Europa wieder aufzubauen und 

zu vereinen, auf einem anderen Fundament als dem des Finanzkapitalismus. 

Ein soziales, demokratisches, ökologisches Europa, das die privaten 

Wirtschaftsinteressen den menschlichen Bedürfnissen und einer intakten 

planetaren Natur und Umwelt unterordnet, das die Herrschaft der Finanz bricht, 

ein Europa im Dienst der Bevölkerungen, der Lohnabhängigen, der Jugend, der 

Rentner, ein Europa, das seine Industrie und seine Dienstleistungen entwickelt 

und Umstrukturierungen sowie Produktionsverlagerungen im Namen des 

Profits verhindert.

Die Kredite müssen dem Finanzkapital entzogen werden und in den Dienst der 

produktiven Wirtschaft gestellt werden. Die Steuern auf Betriebsgewinnen, 

großen Vermögen und hohen Einkommen müssen nach oben harmonisiert werden, 

um der Steuerkonkurrenz ein Ende zu machen und die Umverteilungsfunktion 

der Steuern wiederherzustellen.

Um den Mangel an Demokratie zu überwinden muss die Architektur der 

Europäischen Union von Grund auf verändert werden.

Unsere Ansichten und Vorgehensweisen verdeutlichen wir in den Kritiken und 

Vorschlägen dieses Programms.

Unsere Vorschläge sollen den Weg bahnen für sozialen Fortschritt, für ein 

selbstbestimmtes Leben in Frieden, Würde und sozialer Sicherheit, für die 

sozial-ökologische Umgestaltung im Sinne eines „guten Lebens” und daher 

für die gerechte Aufteilung des geschaffenen Reichtums und eine solidarische 

Wirtschaftsordnung.
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 Für ein europäisches 
Sozialmodell

1
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Obschon ungenügend und fragmentarisch, hat das europäische Sozialrecht 

das Recht der Wanderarbeiter auf Sozialleistungen und soziale Vorteile 

im Arbeitsland festgelegt. Und es hat z.B. das Recht auf bezahlten Urlaub 

während derKrankheit garantiert, den Elternurlaub eingeführt, zur Begrenzung 

der Zeitarbeitsverträge und der Teilzeitarbeit beigetragen, die Beibehaltung 

der Arbeitsverträge bei Betriebsübernahmen geregelt, die Diskriminierungen 

aufgrund des Geschlechts untersagt ... Diese Prinzipien wurden in die 

nationale Gesetzgebung aufgenommen oder werden regelmässig vor Gericht 

geltend gemacht.

Aber das europäische Sozialrecht ist gegenwärtig durch die 

neoliberalen Kräfte von Rückschritten bedroht, z.B. bei der Revision der 

Arbeitszeitrichtlinie, oder bei der Entsendung von Arbeitskräften. Die 

Vorherrschaft der Konkurrenzregeln gegenüber den Sozialrechten wurde 

in den Urteilen Viking, Laval, Rüffert und Luxemburg vom Europäischen 

Gerichtshof behauptet. Und im Namen der europäischen Politiken 

erfolgen gegenwärtig die wichtigsten Angriffe auf die Sozialrechte in den 

Mitgliedsstaaten und führen dort zur Verarmung und Prekarisierung breiter 

Bevölkerungsschichten. Und das obschon Artikel 151 des Vertrags über 

die Arbeitsweise der Europäischen Union, übernommen aus dem römischen 

Vertrag, zum Anliegen der EU und der Mitgliedsstaatensetzt erklärt hat: “die 

Verbesserung der Lebens- und Arbeitsbedingungen, um dadurch auf dem 

Wege des Fortschritts ihre Angleichung zu ermöglichen” Vor kurzem hat die 

Sozialkomission des Europäischen Parlamentes, im Namen dieser Ziele, die 

brutale Politik der “Troika” gegen Irland, Griechenland oder 

Portugal heftig kritisiert.

Ebenso wie die Nationalstaaten ist auch das europäische Konstrukt nicht 

monolithisch angelegt, sondern ist Gegenstand des permanenten Widerstreites 

gegenübergesetzter sozialer Kräfte. Man erinnere sich an die Bolkestein-

Dienstleistungsdirektive, die nach massivem Protest umgeändert wurde. 

Das europäische politische Feld darf man nicht den Neoliberalen überlassen. 

Im Gegenteil, man muss kämpfen für “ein anderes politisches Projekt das 

auf den sozialen Fortschritt ausgerichtet ist” (Appell des Europäischen 

Gewerkschaftsbundes für die Europawahlen vom 25. Mai 2014).
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déi Lénk wollen:

1. Die konvergierenden Kämpfe in Euro-

pa gegen die Austerität und die Restruk-

turierungen des Sozialstaates ebenso 

unterstützen wie die gewerkschaftlichen 

Kämpfe in den Staaten und auf der Ebene 

des europäischen Gewerkschaftsbundes; 

jene europäischen Kräfte schwächen die, 

in verschiedener Ausprägung, die Ver-

antwortung für die neoliberalen Politiken 

tragen (Konservative, nationalistische 

Rechte, Liberale, Mehrheit der Sozialde-

mokraten und Sozialisten...), dabei die 

europäische Linke stärken, die sich immer 

gegen diese Politiken aufgelehnt hat.

2. Durch soziale und gewerkschaftliche 

Kämpfe neue Kräfteverhältnisse schaffen, 

um den sozialen Rechten und dem sozi-

alen Fortschritt den Vorrang gegenüber 

den wirtschaftlichen Freiheiten und den 

Konkurrenzregeln zu sichern.

3. Liberalisierung und Privatisierung der 

öffentlichen Dienste (Transport, Gesund-

heit, Energie, Bildung...) stoppen; gegen 

die Fragmentierung der nationalen öffent-

lichen Dienste durch privates Kapital, für 

europäische und grenzüberschreitende 

öffentliche Betriebe.

4. Die Umverteilung des Reichtums zu-

gunsten der Lohnabhängigen und die all-

gemeine und bedeutsame Herabsenkung 

der besonders wöchentlichen Arbeitszeit 

zum allgemeinen Ziel der europäischen 

Politik erklären.

5. Arbeitszeit und Abeitsbedingungen: 

sich jeder Flexibilisierung der Arbeitszeit-

direktive entgegensetzen; sie im Gegen-

teil durch Herabsetzung der maximalen 

Arbeitszeiten und Amplituden noch ver-

stärken und somit der erfolgten Erhöhung 

der Produktivität Rechnung tragen; die 

“dezente Arbeit” und die Lohngleichstel-

lung sowie die Gleichbehandlung auf allen 

Ebenen fördern; ein maximales Rentenein-

trittsalter für alle Länder festlegen.

6. Mindeststandards:

•	 Das Prinzip eines europäischen Mindest-

lohnes einführen, welcher nach dem Le-

bensniveau in jedem Land festgelegt wird.

•	 Eine Lohnindexierung auf europäischem 

Niveau einführen um die Lohnabhängi-

gen gegen den Verlust ihrer Kaufkraft zu 

schützen.

•	 Ein Mindesteinkommen über dem Armuts-

niveau in jedem Land einführen, unter 

Berücksichtigung von garantierten Min-

destleistungen bei den Sozialversicherun-

gen und eines Universalzuganges zu den 

öffentlichen Diensten.

•	 Damit beginnen, solche Mindestnormen 

für die Gestaltung der großen ökonomi-

schen Orientierungen einzuführen.

•	 Das Recht auf eine lebenswürdige Pension 
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ebenso zum Grundrecht erklären wie das 

Recht auf eine Krankenversicherung, die 

die Behandlungskosten deckt, ohne auf 

private Versicherungen zurückgreifen zu 

müssen; die Verträge ändern, die bislang 

die Einkommensfrage allein den nationa-

len Gesetzgebungen vorbehalten.

7. Prekäre Arbeit: die Konstrukte von “fal-

schen Unabhängigen” mit einer gemein-

samen Herangehensweise bekämpfen, 

die Direktiven über die Teilzeitarbeit, die 

Zeitarbeitsverträge und die Interimar-

beit verstärken und harmonisieren und 

so einen soliden Sockel von gemeinsamen 

Rechten schaffen, um sich allen Versuchen 

der Verstärkung von prekärer Arbeit und 

Sozialdumping zu widersetzen.

8. Freie Zirkulation:

•	 Die Entsenderichtlinie verstärken durch 

wirksamen Schutz sowohl des Prinzips 

“gleicher Lohn für gleiche Arbeit”, als auch 

der öffentlichen Märkte und des Streik-

rechts; eine offene Liste von Kontrollmaß-

nahmen und einen Mechanismus der ob-

ligatorischen Solidarverpflichtung bei der 

ganzen Kette der Unterhändler und für 

alle Sektoren vorsehen; die Verstärkung 

der nationalen und multilateralen Kontrol-

len ermutigen, z.B. auf der Benelux-Ebene 

oder auf der Ebene der Großregion.

•	 Die Direktive über Entsendungen inner-

halb der gleichen Gruppe bekämpfen und 

die volle Gleichbehandlung der Arbeits-

kräfte vor Ort garantieren, die innerhalb 

einer gleichen Betriebsgruppe in ein ande-

res Land entsendet werden.

•	 Verhindern, dass Luxemburg ein Teil 

dieser deloyalen Konkurrenz ist durch 

Aufnahme von Interim- und andere Ge-

sellschaften, die ausschließlich über die 

Grenze hinweg arbeiten, zum Nachteil der 

Sozialrechte und des Arbeitsrechtes der 

Nachbarländer.

9. Jugendgarantie: die verfügbare Arbeit 

anders organisieren, u.a. durch eine all-

gemeine Reduzierung der obligatorischen 

Arbeitszeit; den Kampf gegen die Preka-

rität und die Flexibilisierung des Arbeits-

rechtes verstärken; die Garantie für eine 

stabile und hochwertige Anstellung geben 

sowie für eine Ausbildung, die auch wirk-

lich darauf vorbereitet; Industriepolitik 

neu starten und die öffentlichen Dienste 

weiterentwickeln.

10. Kündigungsschutz: die individuellen 

und kollektiven Rechte der Lohnabhängi-

gen stärken gegen sog. “ökonomischen” 

Kündigungen u.a. aus Börsengründen.

11. Rechte der Lohnabhängigen: die kol-

lektiven Rechte der Lohnabhängigen und 

der Gewerkschaften auf allen Ebenen stär-

ken: Verhandlungsrechte bei Kollektivver-

trägen, Beteiligungsrechte innerhalb der 

Betriebe, konsultative Rechte bei ökono-

mischen und politischen Entscheidungen; 

Streikrecht auf allen Ebenen, einschließ-

lich bei den Staatsbeamten.
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Für Demokratie und 
Mitbestimmung 

der Bürger

2
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Die europäischen Machthaber errichteten ein Europa weit 

entfernt von den Bevölkerungen, die es doch als Erste angeht. 

Oft haben die seltenen Volksbefragungen die europäischen 

Politiker abgestraft, worauf diese in Panik gerieten. Anstatt 

die Forderungen der Menschen zu beachten, entschieden sie 

sich, sie zu übergehen, ihnen ihre Politik aufzuzwingen und die 

Souveränität des Volkes zu missachten. Zwar gab der Vertrag 

von Lissabon dem Europäischen Parlament mehr Kompetenzen, 

aber die Praxis der undemokratischen Beschlussfassung hat 

seither noch zugenommen. Schlimmer: das Grundprinzip der 

Gewaltenteilung wird verhöhnt durch die Anwendung des 

europäischen Stabilitätsmechanismus, der die Europäische 

Kommission ermächtigt, Staaten zu bestrafen. Diese Behörde, 

die aus nicht-gewählten Mitgliedern besteht und den 

Brüsseler Lobbygruppen dient, kumuliert nun die Gewalten der 

Gesetzgebung, der Ausführung und der Rechtsprechung. Dies 

widerspricht den elementarsten demokratischen Prinzipien und 

verlangt eine entschiedene Reaktion. Jedoch liegt angesichts des 

gescheiterten Aufbaus Europas die Alternative nicht im Rückzug 

auf den Nationalstaat. Wir sind uns der Tatsache bewusst, dass 

wir es heute mit europäischen und gar weltweiten Problemen zu 

tun haben. Deshalb wollen wir diese Herausforderungen angehen, 

indem wir die transnationalen fortschrittlichen Kräfte sammeln 

und die demokratische Mitbestimmung 

in den Entscheidungsprozessen stärken.
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déi Lénk wollen:

1. Einen verfassungsgebenden Prozess in 

die Wege leiten, nach einer breiten Debat-

te über die Mittel und Ziele Europas. Ein 

solches Projekt, aufgebaut auf Solidarität, 

auf sozialer Gerechtigkeit, auf einer wirk-

lichen demokratischen Kontrolle der Wirt-

schaft und der Institutionen und auf der 

Gleichheit zwischen Männern und Frauen, 

verlangt einen notwendigen institutionel-

len Bruch mit dem jetzigen antidemokrati-

schen Verfall.

2. Die Macht des europäischen Parlaments 

stärken, durch Verleihung des gesetzge-

berischen Initiativrechts und der Zustän-

digkeit für die Einnahmen der EU. Die Eu-

ropäische Kommission hat in ihrer jetzigen 

Funktionsweise keine Legitimation. Die 

Beziehungen zwischen dem Europapar-

lament und den nationalen Parlamenten 

müssen verstärkt und institutionalisiert 

werden, genau wie die Initiativrechte der 

Bürger.

3. Das Referendum zur Vorbedingung 

machen, ohne die kein europäischer oder 

internationaler Vertrag in Kraft treten 

kann. Damit die Bevölkerung in Kenntnis 

der Sachlage entscheiden kann, müssen 

alle Verhandlungen transparent geführt 

werden, begleitet von einer öffentlichen 

Debatte.

4. Ein europäisches politisches Subjekt 

mitaufbauen, das die Interessen der ar-

beitenden Menschen auf einer transna-

tionalen Ebene vertreten kann. Wenn die 

europäischen Völker zueinander in Kon-

kurrenz gesetzt werden, sei es wirtschaft-

lich durch neoliberale politische Kräfte, 

sei es national durch politische Kräfte der 

radikalen oder extremen Rechten, kann 

dies nur zu modernen Formen der Barba-

rei führen. Bei vollem Respekt des Rechtes 

eines jeden Volkes, seine Beziehungen zur 

Europäischen Union in ihrer heutigen Form 

souverän zu gestalten, betonen wir aus-

drücklich die Notwendigkeit einer engeren 

Union der europäischen Völker, in erster 

Linie der europäischen Lohnabhängigen.

5. Die europäische Staatsbürgerschaft 

erweitern, indem im Prinzip alle Einwoh-

ner, unabhängig davon, ob sie aus der EU 

stammen oder aus Staaten außerhalb der 

EU, sich politisch an allen Wahlen betei-

ligen dürfen. Die europäische Staatsbür-

gerschaft existiert jetzt schon de facto 

durch die Freizügigkeit (libre circulation) 

der Personen und durch die Möglichkeit, 

an kommunalen und europäischen Wahlen 

teilzunehmen.

6. Die Möglichkeit von gemeinsamen 

Volksentscheidungen fördern, wie ein Re-

ferendum durch Volksinitiative oder das 

Einbringen eines Gesetzvorschlags. Die 

Entscheidung über die Berücksichtigung 
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dieser Texte darf nicht bei der Kommissi-

on oder dem EP liegen, sondern muss au-

tomatisch erfolgen, wenn die nötige Zahl 

an Unterschriften erreicht ist.

7. Die nationalen und europäischen Kom-

petenzbereiche neu definieren. Dazu müs-

sen die politischen Weichenstellungen ge-

stellt und die Entscheidungen identifiziert 

werden, die auf europäischer, nationaler 

und regionaler Ebene zu treffen sind. 

Transnationale Regionen mit wirtschaftli-

chen und sozialen Besonderheiten sollen 

verstärkt zusammenarbeiten. Eine solche 

Kooperation braucht neue demokratische 

Prozeduren, bei voller Garantie des Prin-

zips der Volkssouveränität auf nationaler 

Ebene. Im Rahmen einer solchen Zusam-

menarbeit müssen die gewählten Organe 

der verschiedenen territorialen Einheiten 

der transnationalen Regionen eine Haupt-

rolle bekommen.

8. Die Geheimdienste, also auch den neuen 

EU-Geheimdienst „European Union Intelli-

gence Analysis Center”, sowie den Daten-

austausch abschaffen. Eine Demokratie 

kann nicht in einem Überwachungsstaat 

gedeihen. Dies gilt auch für die Gründung 

eines europäischen Sicherheitsdienstes, 

der verschiedene Agenturen wie Fron-

tex, die Antiterror-Kooperation, Europol 

und Eurojust vereinen soll. Das INDECT-

Überwachungssystem muss aufgegeben 

werden und das E-call-System zur Geo-

lokalisierung jedes Fahrzeugs darf nicht 

obligatorisch werden. Whistleblower müs-

sen geschützt werden und wenn nötig das 

Asylrecht bekommen (z.B. Edward Snow-

den).

9. Aus Europa ein wirklich demokratisches 

und emanzipatorisches Projekt machen, 

das allen Bürgern die gleichen Rechte 

garantiert, wozu auch ausdrücklich das 

Recht auf freiwilligen Schwangerschafts-

abbruch und das Recht auf homosexuelle 

Eheschließung gehören.
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Für eine Politik der Solidarität
 und die Aufwertung der 

öffentlichen Handlungsfähigkeit

3



- 18 -

Seit dem Vertrag von Maastricht mit seinen willkürlichen und einseitigen 

Konvergenzkriterien für die Wirtschafts- und Währungsunion hat die 

europäische Politik sich auf rigorose Haushaltsdisziplin konzentriert, die 

anderen Dimensionen gesellschaftlicher Entwicklung indessen vernachlässigt 

oder ganz ignoriert: den Sozialstaat, die Verteilung des Reichtums, den 

ökologischen Umbau... Nun sind aber die budgetären Schwierigkeiten der 

EU-Staaten weder auf eine Explosion der öffentlichen Ausgaben noch auf 

ein Übermaß an Sozialstaat zurückzuführen, sondern auf die Auswirkungen 

der Steuerkonkurrenz seit zwanzig Jahren, die Kosten der Bankenrettung 

und die Rezession seit 2008. Die angebliche „Schuldenkrise“, mit der 

die Austeritätspolitik gerechtfertigt wird, ist in Wahrheit eine Krise des 

kapitalistischen Entwicklungsmodells. Statt die Fehlentwicklungen dieses 

Modells zu korrigieren, also die Ursachen der Krise zu beseitigen, setzt 

die Europäische Union auf eine noch schärfere Austeritätspolitik, die 

zu sozialen Rückschritten, einer wirtschaftlichen Rezession und einer 

Aushöhlung der Demokratie führt. Der Europäische Stabilitätsmechanismus 

(ESM), auf den ersten Blick ein Schritt in Richtung europäischer Solidarität, 

ist in Wirklichkeit, wegen der strengen Bedingungen, ein Instrument für 

soziale Regression; durch seine Funktionsweise (Despotismus der Troika 

und der Finanzminister) ein Instrument für demokratische Regression. Die 

aufeinander folgenden Stabilitätspakte bis zum sogenannten Fiskalpakt 

(Vertrag über Stabilität, Koordinierung und Steuerung in der Wirtschafts- und 

Währungsunion, SKS-Vertrag) verschärfen diese Austerität und verankern 

sie als verfassungsmäßiges Prinzip, das wegen seines Automatismus der 

demokratischen Entscheidung entzogen wird. Dieser Austeritäts-Despotismus 

vertieft die Legitimitätskrise der europäischen Institutionen und fördert 

die Ausbreitung rechtsextremer Bewegungen. Statt die Bürger vor der 

verheerenden Macht der Finanzmärkte zu schützen, will man diese besänftigen 

mit antisozialen Maßnahmen und autoritären Prozeduren.
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déi Lénk wollen:

•	 Die Verarmung der öffentlichen Haushalte und die private 
Bereicherung stoppen.

•	 Die öffentliche Handlungsfähigkeit aufwerten, durch reale 
demokratische Kontrolle und durch eine stark umverteilende 
Steuerpolitik mit mehr Mitteln ausgestattet.

Eine solche Wende ist wenig wahrscheinlich ohne ein demokratisches 
und soziales Aktiv-Werden der europäischen Bürgerinnen und Bürger. 

1. Der Vertrag von Lissabon muss grund-

legend umgeändert, die Stabilitätspakte 

(ESM, Fiskalpakt) aufgehoben und ersetzt 

werden durch Verträge für wirtschaftli-

che, soziale und ökologische Entwicklung. 

Ein Richtungswechsel im Rahmen der be-

stehenden Verträge ist kaum vorstellbar. 

Einige vage Formulierungen zu Wachstum 

oder Beschäftigung sind nicht ausrei-

chend. Die notwendigen Veränderungen 

suchen den Bruch mit der in den Verträ-

gen festgeschriebenen Logik und mit der 

Praxis ihrer Anwendung. 

2. Die Bedingungen für die Hilfe an not-

leidende Staaten und die makroökonomi-

schen Anpassungsprogramme nach Artikel 

12 des ESM strikt einrahmen mit sozialen 

und ökologischen Einschränkungen (Nicht-

Regressions-Klausel) und mit der Ver-

pflichtung zur Umverteilung durch Steuern.

3. Die despotische Macht der Troika und 

des Gouverneursrats des ESM (der Finanz-

minister der Eurozone) durch demokrati-

sche Prozeduren ersetzen, vor allem was 

die Bedingungen der finanziellen Hilfe be-

trifft; das europäische und die nationalen 

Parlamente sollten über entsprechende 

Maßnahmen bestimmen und über ein Ve-

torecht verfügen.

4. Brechen mit der Macht der Finanzmärk-

te über Kreditvergabe (und –rückzahlung), 

also über den eigentlichen Kern der Politik 

souveräner Staaten; die Europäische Zen-

tralbank oder ein neues öffentliches eu-

ropäisches Institut sollte befähigt werden, 

den Mitgliedstaaten Kredite zu gewähren 

zu vernünftigen Zinsen und unter anderen 

als den gegenwärtigen Bedingungen: Ver-

bot der sozialen Regression, neue budge-

täre Gewichtung durch ein gerechtes, d.h. 

stark umverteilendes Steuersystem.

5. Parallel dazu in den Mitgliedstaaten 

ein System öffentlicher Banken aufbauen, 

das mit den gesicherten Ersparnissen der 

Bürger zum Beispiel öffentliche Projek-

te finanzieren kann: Infrastrukturen, den 
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ökologischen Umbau der Industrie und die 

Entwicklung der Klein- und Mittelbetriebe.

6. Die „goldene Regel“ (0,5% Defizit laut 

Fiskalpakt) aufheben und ersetzen durch 

einen Mechanismus der wirtschaftlichen, 

sozialen, steuerlichen und haushaltspoliti-

schen Zusammenarbeit und Koordination, 

der sowohl der spezifischen Entwicklung 

eines jeden Staates wie auch der sozialen 

Gerechtigkeit und des notwendigen ökolo-

gischen Umbaus Rechnung trägt.

7. Eine antizyklische Haushaltspolitik 

fördern gegen die Rezession UND gegen 

die Arbeitslosigkeit, auch ein Programm 

öffentlicher (sozial nützlicher und öko-

logisch nachhaltiger) Investitionen, und 

zwar auf nationaler wie auf europäischer 

Ebene; u.a. dank einem stark erhöhten eu-

ropäischen Haushalt (heute: 1% des BIP; 

Forderung der Wirtschaftswissenschaftler 

des Euro-Memo 2013: 10%).

8. Den Automatismus der politischen Ent-

scheidungen und die verfassungsmäßige 

Festschreibung von Haushaltspolitiken 

(Fiskalpakt) abschaffen.

9. Über ein Schuldenaudit die angefalle-

nen illegitimen Schulden bestimmen und 

annullieren.

10. Mit Steuern auf hohen Vermögen und 

Finanzeinkommen einen wirklichen euro-

päischen Haushalt finanzieren, der unter 

demokratischer Kontrolle auch eventuelle 

finanzielle Schwierigkeiten solidarisch und 

gemeinschaftlich meistern kann.

11. Ein solchermaßen gestalteter euro-

päischer Haushalt muss auch würdige 

Arbeitsbedingungen für das Personal der 

Europäischen Union gewährleisten, deren 

Richtlinien auch endlich für das eigene 

Personal gelten müssen.
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Für eine grundsätzliche 
Änderung der 

Wirtschaftspolitik 

4
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Die hohe Arbeitslosigkeit, die Desindustrialisierung, der Mangel an Investitionen in eine 

nachhaltige Entwicklung, der Abbau der öffentlichen Dienste und des Sozialstaates in 

der Eurozone – all dies sind negative Vorzeichen, die auf den derzeitigen Europawahlen 

lasten. Die neoliberale Orientierung Europas hat die Versprechen von wirtschaftlicher 

und sozialer Entwicklung, die nach dem zweiten Weltkrieg und darüber hinaus gemacht 

wurden, zunichte gemacht.

Die Verträge von Maastricht und Lissabon verbieten ganz einfach, dass ein 

Mitgliedstaat einem anderen hilft, seine Schulden zurückzuzahlen, oder dass die 

Europäische Zentralbank Wertpapiere des öffentlichen Sektors bei der Emission kauft. 

So wurde die wirtschaftliche und die soziale Solidarität zwischen den Ländern der 

Union blockiert: darin liegt die Ursache der späteren Katastrophe.

Seit der Krise von 2008 hat sich der wirtschaftliche Rückzug auf sich selbst der 

verschiedenen Länder der Europäischen Union noch zugespitzt. Das schon geringfügige 

Budget der Union, welches nur 1% des europäischen BIP und nur 2% der Gesamtheit 

der Haushalte der Mitgliedstaaten ausmacht, wurde über den Zeitraum 2014-

2020 noch zusätzlich um 35 Milliarden gekürzt. Unter diesen Umständen ist eine 

gemeinsame Wirtschaftspolitik der Union illusorisch. Aber auch in den Mitgliedstaaten 

selbst bietet der enge Rahmen eines maximalen strukturellen Defizits von 0,5% des 

BIP, welches im Europäischen Fiskalpakt verankert wurde, keinen Spielraum für eine 

nationale antizyklische Wirtschaftspolitik.

Die fortwährende Fokussierung der europäischen Machthaber auf den Wettbewerb 

zwischen den Mitgliedstaaten hat eine gemeinsame Industriepolitik 

in der Union verhindert.

Die europäische Landwirtschaftspolitik bleibt als einzige gemeinsame Politik der 

Union – neben der Fischereipolitik - in ihren Widersprüchen verfangen und riskiert, 

mittelfristig aufgegeben zu werden.

Das europäische Modell ist dabei, auf dem Altar der Freihandelsideologie geopfert 

zu werden, indem es dem zügellosen Wettbewerb ohne soziale oder ökologische 

Klauseln ausgesetzt wird. Ginge es nach den Wünschen der Europäischen Kommission 

und der konservativen, der liberalen und der sozialdemokratischen Abgeordneten 

des Europäischen Parlaments, würde diese Freihandelsideologie ohne Grenzen ihren 

Höhepunkt im künftigen transatlantischen Vertrag finden, der Europa vollkommen 

abhängig von den Interessen der multinationalen Unternehmen machen würde.
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déi Lénk wollen:

1. Die budgetären und wirtschaftlichen 

Maßnahmen im Rahmen des „Europäi-

schen Semesters für die Koordinierung der 

Wirtschaftspolitik“, die auf unvernünfti-

gen Kriterien finanzieller Sparmaßnahmen 

fußen, abschaffen und eine echte Entwick-

lungspolitik machen.

Das derzeitige Steuerungs- und Rege-

lungssystem ist auf die Forderungen der 

Kapitalmärkte zentriert und verbannt 

jedes Defizit und jede öffentliche Ver-

schuldung. An ihre Stelle muss als erste 

Zielsetzung der Politik die Befriedigung 

der grundlegenden menschlichen Bedürf-

nisse treten: gesunde und ausgewogene 

Ernährung, Gesundheit, Wohnen, saubere 

und gesunde Umwelt, soziale Absiche-

rung, ökologische Mobilität. Aufgrund der 

Tatsache , dass das Wirtschaftswachstum 

das Problem der Arbeitslosigkeit nicht 

lösen kann, müssen die Arbeit und die 

Produktion nicht nach den Gesetzen des 

Marktes, sondern nach den Bedürfnissen 

der Bevölkerung und den ökologischen 

Kapazitäten und Grenzen unseres Plane-

ten reorganisiert werden.

2. Die wirtschaftliche Solidarität in der 

Europäischen Union entwickeln.

a) Das europäische Budget muss wesent-

lich erhöht werden:

•	 um eine europäische antizyklische Politik 

zu ermöglichen

•	 um mit Hilfe von Strukturfonds die Wirt-

schaftspolitik in den benachteiligten Regi-

onen zu stärken und hier neue Perspekti-

ven zu schaffen

•	 um eine Politik führen zu können in Rich-

tung ökologischer Umstellung und im Über-

gang zu einer kohlenstoffarmen Energie-

wirtschaft jenseits der Kernenergie

b) Eine demokratisch kontrollierte Europä-

ische Zentralbank muss beauftragt wer-

den, die Mitgliedstaaten bei finanziellen 

Schwierigkeiten zu unterstützen und die 

Arbeitslosigkeit zu bekämpfen.

3. Die Sozialwirtschaft fördern.

•	 Indem die sozialen Systeme nach oben 

harmonisiert, die soziale Absicherung und 

der Zugang zu den Gesundheitsdiensten 

für alle Schichten der Bevölkerung garan-

tiert und der Alterungsprozess der Bevöl-

kerung finanziell und bei den Infrastruktu-

ren begleitet werden

•	 Indem durch europäische Gesetze und 

konkrete Maßnahmen die nicht profitori-

entierte Solidarwirtschaft begünstigt wird

•	 Indem man alte und neue Formen des ge-

meinschaftlichen und selbstverwalteten 

Eigentums fördert und schützt; dies gilt 

besonders für Genossenschaften.
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4. Aus dem Binnenmarkt Nutzen ziehen 

und die exklusiv auf Wettbewerb orien-

tierte Starrheit in der Handels- und Wäh-

rungspolitik bekämpfen.

a) Die Logik des Wettbewerbs zwischen 

den nationalen Produktionsstandorten 

muss aufhören, die Bedürfnisse müssen zu-

sammen definiert und die Entwicklung der 

europäischen Unternehmen und die Zusam-

menarbeit zwischen ihnen ermutigt werden

b) Es ist dringend notwendig, die europäi-

sche Eisen- und Stahlindustrie als Schlüs-

selindustrie für die Wirtschaftsentwick-

lung anzukurbeln

c) Die Investitionen in die Forschung (bei 

der Europa ins Hintertreffen geraten ist), 

müssen stark erhöht werden

•	 die öffentliche Forschung muss gefördert 

werden, insbesondere in den Bereichen 

der Gesundheit, der Erzeugung von Ener-

gie, der Reduzierung der Treibhausgase, 

des Transports, der biologischen Land-

wirtschaft sowie der Erziehung und der 

demokratischen Teilnahme

•	 dabei ist die Logik der Public-Private-

Partnerships in der Forschung abzulehnen 

und eine demokratische Forschung außer-

halb des maximalen privaten Profitden-

kens zu garantieren

d) Für die bestehenden und die zukünf-

tigen Handelsverträge müssen die fol-

genden vier wesentlichen Kriterien zur 

Anwendung kommen, wenn es gilt, über 

die Angemessenheit eines Freihandelsab-

kommens zwischen der Union und anderen 

Ländern zu entscheiden

•	 die Schaffung neuer nützlicher Arbeits-

plätze anhand einer Umweltverträglich-

keitsprüfung

•	 die Gegenseitigkeit bei der Herabsetzung 

der Zolltarife und der Vergabe öffentli-

cher Aufträge

•	 die Beachtung von Sozialnormen (Verbot 

der Kinderarbeit; Mindestlohn, zufrieden-

stellende Arbeitsbedingungen, gewerk-

schaftliche Freiheiten…) und von Umwelt-

normen (siehe Erhebung einer Kohlen-

stoffsteuer an den Außengrenzen)

•	 die Existenz einer Schutzklausel für sen-

sible Wirtschaftsbereiche und um einen 

Rückgang in den sozialen, ökologischen 

und fiskalischen Bereichen zu verhindern

e) Die Europäische Zentralbank muss eine 

adäquate Wechselkurspolitik führen, wel-

che die Überbewertung des Euro und die 

Unterbewertung des Dollars bekämpft.
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Für ein gerechtes
 und wirksames 

Steuersystem

5
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Der offene europäische Binnenmarkt, der freie Kapital-

verkehr und die neoliberale Globalisierung haben seit 

den 1980er Jahren einen maßlosen Wettbewerb der 

Steuersysteme ausgelöst, auch zwischen den Mitglied-

staaten der EU. Der herrschende Neoliberalismus hat 

jede Regulierung und Koordinierung zur Eindämmung 

des Steuerdumpings verhindert. Die starke Reduzierung 

der Steuern auf den Gewinnen der großen Konzerne, 

auf den hohen Einkommen und Vermögen, die Abschwä-

chung der Progressivität haben die Staaten ärmer ge-

macht und die sozialen Ungleichheiten größer. Die Steu-

erflucht und die Strategien zur Steuervermeidung haben 

diese Entwicklung noch verstärkt. Dank zahlreicher Ni-

schen und Ausnahmeregelungen liegen die real bezahl-

ten Steuern – vor allem bei großen Konzernen – weit 

unter den legalen Steuersätzen. Die Umverteilungsfunk-

tion der Steuern wurde so erheblich geschwächt. Das 

wachsende Gewicht der indirekten Steuern (vor allem 

der Mehrwertsteuer) hat diese soziale Regression noch 

weiter verschärft.
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déi Lénk wollen:

1. Ein Weltfinanzregister aufstellen mit 

allen finanziellen Eigentumstiteln, die im 

Umlauf sind: Aktien, Obligationen, Deri-

vate usw.

2. Die soziale Funktion des Steuersystems 

wieder stärken, um eine übermäßige Kon-

zentration des Reichtums, die Akkumu-

lation sozial nutzloser und gefährlicher 

(Spekulation) finanzieller Ressourcen zu 

verhindern; um einen starken Sozialstaat 

zu finanzieren über die Abschöpfung der 

hohen Einkommen und Vermögen.

3. Dazu eine europaweite Abstimmung 

zwischen dem europäischem und den nati-

onalen Parlamenten, den Gewerkschaften, 

Verbraucherorganisationen, NGOs und 

eine breite öffentliche Debatte anstoßen 

für eine Strategie konvergierender Steuer-

systeme, gegen das Steuerdumping.

4. Mit einer europäischen „Steuerschlan-

ge“, minimalen Sätzen und breiten Bemes-

sungsgrundlagen eine starke Progressivi-

tät der Steuern auf Einkommen, Gewinn, 

Vermögen und Erbschaften absichern.

5. Aus dem Erlös einer europäischen Fi-

nanztransaktionssteuer den europäischen 

Haushalt speisen und große Infrastruktur-

arbeiten finanzieren, etwa für den ökolo-

gischen Umbau der Industrie, den öffentli-

chen Transport, erneuerbare Energien usw.

6. Mit einer europäischen Vermögens-

steuer die Strukturfonds und die sozialen 

Maßnahmen der EU finanzieren.

7. Eine europäischen ökologische Steu-

er auf den Betrieben einführen, um die 

schädlichen Emissionen zu bekämpfen 

(CO2-Steuer statt Emissionshandel), die 

ökologische Transformation und die Maß-

nahmen gegen den Klimawandel zu finan-

zieren.

8. Mit der Besteuerung an der Quelle, d.h. 

am Produktionsstandort, den Fiskaltou-

rismus bekämpfen, also die Verlagerung 

der Gewinne in die Staaten mit niedrigen 

Steuern.

9. In das Statut der Europäischen Akti-

engesellschaft auch Bestimmungen gegen 

Strategien der Steuervermeidung ein-

schreiben.

10. Die Aufsicht der Beschäftigten und ih-

rer Gewerkschaften auch auf die Besteu-

erung der Betriebe erweitern (wirklich be-

zahlte Steuern, Verlagerung der Gewinne 

in Steueroasen, Manipulation der Trans-

ferpreise...)

11. Alle Steuernischen, die die Umver-

teilungsfunktion der Steuern reduzieren, 

aufdecken und bekämpfen.
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12. Gemeinsam kämpfen gegen Steuer-

flucht und Steuerbetrug, gegen die viel-

fältigen Ausnahmeregelungen zu Gunsten 

der reichsten und mächtigsten Personen 

und Betriebe; der automatische Informati-

onsaustauch ist ein Schritt in die richtige 

Richtung, aber noch nicht ausreichend: die 

unterschiedlichen Strategien der „Steuer-

optimierung“ erlauben immer noch, sich 

der Steuern zu entziehen.

13. Gegen alle Arten von Steuerparadie-

sen wo auch immer kämpfen, zum Beispiel 

den Banken und Betrieben verbieten, Fili-

alen oder Aktivitäten dorthin zu verlagern.
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Für eine demokratische 
Kontrolle der 
Finanzmärkte 

6
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Die Summe der globalen Spekulation beträgt weltweit mehrfach jene der auf 

dem Planeten produzierten Reichtümer. Der Mangel an Regulierung und die 

komplexen Finanzkonstruktionen machen die Finanzmärkte derzeit gänzlich 

unkontrollierbar. Diese Diktatur des Finanzkapitals über die Realwirtschaft, 

die Staaten und die Gesellschaft muss aufhören. Seit die Finanzblase im Jahre 

2008 geplatzt ist, hat sich nichts Grundlegendes geändert. Die bisherigen 

Maßnahmen erlauben es weiterhin nicht, die Banken zu kontrollieren und sie 

in den Dienst der Realwirtschaft zu stellen. Die spekulativen Fonds agieren 

weiterhin unkontrolliert und das Risiko künftiger spekulativer Blasen bleibt 

bestehen. Mit dem Geld der Steuerzahler sind die Kassen der in Konkurs 

geratenen Banken und Spekulanten neu gefüllt worden, und deren Reichtum 

steigt unaufhörlich, genauso wie dies vor 2008 der Fall war. Das in den 

europäischen Verträgen festgeschriebene Verbot der gegenseitigen Hilfe 

der Länder der Union hat private Agenturen (Moody‘s, Fitch, Standard & 

Poors) dazu gebracht, die Staaten wie private Unternehmen zu notieren, die 

in Konkurs gehen können. So kam es zu einem schnellen Anstieg der Zinsen 

auf den Staatspapieren, wodurch die wirtschaftliche Stabilität ganzer Länder 

gefährdet wurde. Die europäischen Verantwortlichen waren plötzlich mit 

dem Risiko des Auseinanderbrechens der Eurozone konfrontiert und das 

Weiterbestehen des Euro war in Gefahr. Doch anstatt den fundamentalen 

Konstruktionsfehler des Eurosystems, nämlich das Verbot der gegensätzlichen 

Solidarität der Unionsländer in Frage zu stellen, haben sie – jeweils im 

letzten Augenblick – immer weitere Feuerschneisen gezogen. So kam es 

sukzessiv zu bilateralen Darlehen, dem provisorischen Stabilitätsfonds und 

dem Europäischen Stabilitätsmechanismus. All dies geschah, indem den 

Ländern, die „Hilfe“ beanspruchten, Sparmaßnahmen auferlegt wurden, die das 

Wirtschaftsleben ersticken und die Wiederherstellung des Gleichgewichts der 

öffentlichen Finanzen noch weiter erschweren.
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déi Lénk wollen:

1. Die illegitime öffentliche Schuld annul-

lieren. Dazu muss eine Prüfung der öf-

fentlichen Schuld unter Kontrolle der Par-

lamente und der Nichtregierungsorganisa-

tionen der Zivilgesellschaft vorgenommen 

werden. Eine solche Prüfung erlaubt, die 

zentralen Fragen zu stellen; das heißt, 

wozu der Kredit gedient hat, wer davon 

profitiert hat und in welche Taschen das 

Geld geflossen ist. Dieses Audit wird er-

lauben, die Verantwortung im Verschul-

dungsprozess zu bestimmen und bei den 

Verantwortlichen Rechenschaft einzufor-

dern.

2. Den Staaten und ihren Parlamenten die 

Möglichkeit der Orientierung und der Kon-

trolle der wirtschaftlichen und finanziellen 

Aktivitäten zurückgeben. Die Staaten der 

Union müssen über das Recht verfügen, 

Geld bei der Europäischen Zentralbank zu 

leihen, ohne auf die Kapitalmärkte ange-

wiesen zu sein.

3. Den Finanzsektor strikt regulieren. Dem 

liberalen Dogma, die sich selbstüberlas-

senen Finanzmärkte würden sich selbst 

regulieren und eine optimale Zuwendung 

des Kapitals erlauben, widerspricht die 

Tatsache der Finanzkrise mit ihren ver-

heerenden Folgen.

Es ist notwendig:

•	 die Kapitalmärkte über Verrechnungsstel-

len zu überwachen, die die Käufe und die 

Verkäufe registrieren, und Garantien von 

den Schuldnern verlangen,

•	 eine Kontrolle des Kapitalverkehrs auf eu-

ropäischer Ebene wieder herzustellen,

•	 die Steuerhinterziehung zu bekämpfen 

(siehe: Nutzung von Steuerparadiesen, 

Steuerbetrug, steuerliche Optimierung).

4. Die Spekulation mit öffentlichen Schuld-

papieren, mit Währungen, mit Nahrungs-

mitteln, mit Lebewesen und mit Grund und 

Boden untersagen. Es gilt auch, die Fonds 

zu verbieten, die kein anderes Ziel haben 

als die Spekulation (wie die sogenannten 

Hedge funds), genauso wie die risikorei-

chen Transaktionen in Form von Deriva-

ten und die Leerverkäufen. Die Einführung 

einer Finanztransaktionssteuer, für die elf 

Mitgliedstaaten der EU sich bereits aus-

gesprochen haben, ist eine Priorität. Eine 

solche Steuer wird einerseits erlauben, 

die Spekulation zu verringern, dadurch 

dass sie bei jenen Transaktionen, die für 

die Realwirtschaft am wenigsten nütz-

lich sind, „Sandkörner ins Getriebe“ wirft 

und andererseits die Spekulanten für die 

Krise zahlen zu lassen, die sie selbst ver-

ursacht haben. Sie stellt auch eine Quelle 

der Finanzierung großer Projekte interna-

tionaler Solidarität und insbesondere des 

europäischen Budgets dar. Es würde Lu-

xemburg gut zu Gesicht stehen, sich den 
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elf Mitgliedstaaten anzuschließen.

5. Dass die Banken als öffentliche Dienst-

leistungsbetriebe angesehen werden. Die 

wichtigen Banken und Versicherungs-

gesellschaften müssen unter öffentliche 

Kontrolle gestellt werden. Die Rolle der 

Banken im Geldschöpfungsprozess – 80% 

des Geldvolumens in der Eurozone werden 

von den Privatbanken geschaffen – und 

die Versorgung der Wirtschaft mit Kredi-

ten sind zu wichtig, um privaten Bankiers 

anvertraut zu werden.

 

Die Aktivitäten der Banken müssen klar 

getrennt werden in Einlagen- und Kredit-

geschäft einerseits und Investitionsge-

schäft andererseits.

6. Die Steuerparadiese bekämpfen, da sie 

im Dienst der Geldwäsche sowie des Fi-

nanz- und des Steuerbetrugs stehen. Eine 

präzise Maßnahme besteht darin, jeder 

Person und jedem Unternehmen der EU zu 

verbieten, Transaktionen über ein Steuer-

paradies vorzunehmen.

7. Dass Luxemburg mit den anderen Län-

dern im Rahmen eines automatischen In-

formationsaustauschs über Einkünfte und 

Vermögenswerte zusammenarbeitet, und 

das über den ganzen Bereich der Finanz-

produkte, einschließlich insbesondere der 

Investmentfonds und der Aktien. Luxem-

burg muss aufhören, eine Politik zu füh-

ren, die darin besteht, die großen Vermö-

gen und die multinationalen Unternehmen 

anzuziehen, indem man ihnen Steuerge-

schenke macht.
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Für eine demokratische 
öffentliche 

Daseinsvorsorge

7
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Jedes Individuum hat grundlegende Bedürfnisse: Jeder braucht Wasser, 

eine warme Unterkunft, Strom, Bildung, Sanitätsdienste, Transportdienste, 

Kommunikationsdienste und vieles mehr. Staat und Gemeinden bieten den 

Bürger/innen qualitativ hochwertige Dienste, zur allgemeinen Zufriedenheit 

– und das selbst in weniger dicht bewohnten Gebieten. Die öffentliche 

Hand bietet nicht nur öffentliche Güter und Dienste, sondern stellt soziale 

Verbindungen zwischen den Menschen her; der öffentliche Dienst ist somit ein 

wichtiger Faktor für den sozialen Zusammenhalt. Der öffentliche Dienst gehört 

zum Allgemeinwohl und darf nicht privaten Unternehmen und den Gesetzen 

der freien Marktwirtschaft überlassen werden.

Trotzdem hat die europäische Union multinationalen Unternehmen 

erlaubt, sich in deren Interesse und im Namen der Liberalisierung einen 

wachsenden Teil der öffentlichen Dienste anzueignen. Zudem können 

staatliche Unternehmen das dabei verdiente Geld nicht mehr nutzen, um 

andere öffentliche Aktivitäten zu finanzieren. Darüber hinaus kontrolliert die 

europäische Kommission die Hilfen seitens der Staaten im Namen der Wahrung 

der Wettbewerbsregeln. Die europäische Liberalisierung und nationale 

Beschlüsse zur Privatisierung sind dafür verantwortlich, dass öffentlichen 

Betriebe geschwächt oder gar abgebaut werden.

Mit der Liberalisierung und der Privatisierung hat die Qualität der 

öffentlichen Dienste abgenommen, sie sind teurer und somit für viele 

Bürger unerschwinglich geworden. Hunderttausende Arbeitsplätze wurden 

zerstört, die Arbeitsbedingungen haben sich verschlechtert. Ungleichheit und 

Arbeitslosigkeit haben zugenommen. Mit der Krise wurden die öffentlichen 

Dienste unter dem Vorwand des Staatshaushaltes zunehmend angegriffen. 

Besonders in Griechenland, Portugal und Spanien wurden öffentliche Dienste 

auf Verlangen der europäischen „Troika“ privatisiert, wodurch das Elend eines 

Großteils der Bevölkerung zugenommen hat. 
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déi Lénk wollen:

1. Öffentliche Dienste in öffentlicher 

Hand, um die grundlegenden Bedürfnisse 

eines jeden zu erfüllen.

2. Qualitativ hochwertige öffentliche 

Dienste, die für jeden zugänglich sind, dem 

Anwachsen der Ungleichheit entgegen 

wirken und den sozialen Zusammenhalt 

wahren, mit gleichen Rechten, sozialem 

Ausgleich und Zugang für jeden.

3. Öffentliche Dienste, die fähig sind, 

Bürger/innen als vollständige Partner/in-

nen anzusehen und nicht als kommerzielle 

Zielgruppen.

4. Öffentliche Dienste demokratisch zu 

kontrollieren, d.h. sie dem Mitwirken des 

Personals zu unterstellen, das für sie zu-

ständig ist.

5. Die Liberalisierung und die Privatisie-

rung der öffentlichen Dienste zu stop-

pen, die (Re-) Kommunalisierung sowie 

(Wieder)Verstaatlichung der privatisier-

ten Dienste, insbesondere im Bereich der 

Energieversorgung. Ermöglicht wird dies 

u.a. dadurch, dass die Eigentumsform auf 

der Staatsebene bestimmt werden und, 

gemäß Protokoll Nr. 26 des Lissaboner 

Vertrags, die nationalen, regionalen oder 

lokalen Autoritäten über einen „weiten Er-

messensspielraum“ verfügen, um öffentli-

che Dienste von allgemeinem wirtschaft-

lichen Interesse bereitzustellen, ausfüh-

ren zu lassen und zu organisieren. Eine 

allgemeine Forderung ist die öffentliche 

Kontrolle (europäisch, national, regional, 

kommunal), über alle Netze – also nicht 

nur über das Energienetz, sondern auch 

über die Versorgungsnetze für Wasser, 

die Bahn und das Internet.

6. In Bezug auf Wasserversorgung und 

Abwasserklärung: Auf kommunaler Ebe-

ne, sowie auf Staats- und Europaebene 

weiterhin die europäische Bürgerinitiati-

ve „right2water“ bei ihrer Forderung nach 

einer europäischen Gesetzgebung unter-

stützen:

	

•	 welche aus dem Recht auf Wasser und auf 

Abwasserklärung ein Menschenrecht im 

Sinne der Vereinten Nationen macht,

•	 welche gewährleistet, dass die Wasser-

versorgung und die Abwasserklärung zum 

öffentlichen Dienst gehört, auf die jeder 

Mensch ein Anrecht hat,

•	 welche die Regierungen dazu auffordert, 

die Klärung der Abwässer zu gewährleis-

ten und jedem Bürger gesundes Trinkwas-

ser in ausreichenden Mengen liefert,

•	 welche eine Wasserversorgung und eine 

Verwaltung des Wassers ausschließt, wel-

che den „Regeln des Binnenmarktes“ und 

der Liberalisierung unterworfen sind,

•	 welche die europäischen Institutionen dazu 

verpflichtet, ihre Bemühungen nach der Rea-
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lisierung des universellen Zugangs zu Wasser 

und Abwasserklärung zu verstärken.

7. In Bezug auf den öffentlichen Transport: 

•	 die Mobilität für jeden gewährleisten,

•	 die Konsequenzen der Liberalisierung ei-

ner Untersuchung unterwerfen, die zu-

sammen mit den Betreibern und den Re-

präsentanten der Arbeiter im Bereich des 

Transports erstellt wird,

•	 den Abbau der eingegliederten Transport-

unternehmen verhindern,

•	 den Vorzug öffentlichen Transportunter-

nehmen geben, die demokratisch kontrol-

liert werden, die den Anforderungen des 

öffentlichen Personenverkehrs entspre-

chen und erschwingliche Preise oder gar 

kostenlose Dienste bieten.

8. In Bezug auf Erziehung und Bildung: 

a) gewährleisten, dass die Kinderbetreu-

ung vom Kleinkindalter bis zur Jugend, so-

wie die Bildung, öffentliche Aufgabe sind, 

mit dem Ziel, dass jedem ermöglicht wird, 

Kindererziehung und Arbeit zu vereinba-

ren und jedem Kind der gleiche Zugang zu 

Bildung gewährleistet wird; zur Verwirkli-

chung dieses Ziels werden unter anderem 

öffentliche Kindertageseinrichtungen von 

guter Qualität und in ausreichender Men-

ge benötigt,

b) die europäische Vision von Bildung in 

Frage stellt

•	 welche eine Schule vor allem als einen 

Wettbewerbsfaktor und als Investition in 

„menschliches Kapital“ ansieht und von den 

Bedürfnissen der Märkte abhängig macht,

•	 welche eine kompetenzorientierte Schule 

der Schule des Wissens vorzieht,

•	 welche die Vermarktung der Bildung und 

die Privatisierung der öffentlichen Schule 

auf allen Ebenen begünstigt.

c) das Wiederherstellen der Universität als 

öffentliche, demokratische Institution, die 

unabhängig von den privaten sowie öko-

nomischen Interessen, jedem zugänglich ist 

und auf europäischer Ebene den Austausch 

von Studenten und Studien begünstigt.

 

9. In Bezug auf neue Informations- und 

Kommunikationstechnologien:

•	 das Recht auf Information, durch freien 

Zugang zu den Kommunikationsnetzen 

(Internet), ohne Kontrolle, Überwachung 

und Spionage (bis auf sehr seltene, be-

grenzte Ausnahmen, die der Prävention 

und der Eindämmung krimineller Machen-

schaften dienen),

•	 Die Neutralität im Netz absichern, indem die 

Übertragung digitaler Daten ohne jegliche 

Diskriminierung und/oder Entstellung erfolgt,

•	 die Gesetzgebung des Urheberrechts an-

passen, so dass dieses kein Hindernis für 

die Verbreitung von Werken und Wissen 

im Netz darstellt,

•	 das Nutzen freier und quelloffener Soft-

ware durch gemeinschaftliche, regie-

rungsamtliche und öffentliche Instituti-

onen, insbesondere durch diejenigen, die 

von der Europäischen Union finanziert 

oder bezuschusst werden.
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Für einen ernstgemeinten 
Klimaschutz
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Internationale Verhandlungen sind bisher nicht in 

der Lage gewesen, den Ausstoß von Treibhausgasen 

und den Klimawandel mit seinen verheerenden 

Auswirkungen zu bremsen. Die Europäische Union hat 

ihre eigenen Klimaziele sogar reduziert. Das System 

des Emissionshandels, das zentrale klimapolitische 

Instrument der EU ist fehlgeschlagen. Um die 

Klimakatastrophe zu verhindern, müsste der globale 

Temperaturanstieg gegenüber der vorindustriellen 

Ära unter 2°C bleiben, und der Treibhausgasausstoß 

dementsprechend bis 2020 um 25% und bis 2030 

um 55% sinken. Der Energiewandel muss unbedingt 

beschleunigt werden und ein dezentralisiertes, 

auf erneuerbaren Energiequellen aufbauendes und 

demokratisch von der öffentlichen Hand organisiertes 

Energiesystem aufgebaut werden, das für jeden das 

Recht auf Energieversorgung gewährleistet.
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déi Lénk wollen:

1. Den Anteil der Erneuerbaren am ge-

samten Energieverbrauch (25% bis 2020 

und 45% bis 2030) und die Energieeffi-

zienz (bis 2030 40% Energie einsparen) 

deutlich erhöhen, indem ehrgeizige und 

verbindliche Ziele für alle EU-Mitglied-

staaten festgelegt werden, ohne dabei 

ihre spezifischen Sachlagen aus den Au-

gen zu verlieren. Eine öffentliche europä-

ische Energieagentur soll die Energiepro-

duktion und -verteilung beaufsichtigen 

und zudem auf nationaler und regionaler 

Ebene die Entwicklung der erneuerbaren 

Energiequellen koordinieren und gegen 

Energieverschwendung vorgehen. Um die 

Volatilität bestimmter erneuerbarer Ener-

giequellen neutralisieren zu können, muss 

die Elektrizitätsversorgung nach und nach 

durch intelligente Stromnetze gewährleis-

tet werden.

2. Die Begrenzung der Produktion und 

des Verbrauchs von Energie in den Un-

ternehmen von öffentlicher Stelle wirksam 

kontrollieren lassen; die Energiepreise für 

Großunternehmen schrittweise erhöhen, 

um sie so zu einer Reduzierung ihres CO2-

Ausstosses und zur Produktion erneuer-

barer Energien zu bewegen.

3. Eine CO2-Steuer für Unternehmen ein-

führen, um so Anreize für die Reduzierung 

des CO2-Ausstosses zu schaffen und den 

Energiewandel zu finanzieren.

4. Sich für einen schnellen Atomausstieg 

einsetzen, den EURATOM-Vertrag (durch 

den die Nuklearindustrie massiv mit öf-

fentlichen Geldern bezuschusst wird) 

kündigen und jegliche Hilfe für den Bau 

von Atomkraftwerken außerhalb Europas 

stoppen.

5. Die Erforschung und die Förderung un-

konventioneller Öl- und Gasvorkommen, 

u.a. des Schiefergases, verbieten.

6. Den durch den Transport von Perso-

nen und Waren verursachten Ausstoß von 

Treibhausgasen (der Transport ist für 40% 

des gesamten Ausstoßes von Treibhaus-

gasen verantwortlich) stark reduzieren, 

u.a. durch eine Beschränkung des Lang-

streckenwarentransports, durch substan-

tielle Investitionen in das Schienennetz 

und durch die Einführung einer Steuer auf 

Flugbenzin.

7. Die Investitionen in den öffentlichen 

Transport in urbanen und ländlichen Ge-

bieten massiv erhöhen und dabei vor allem 

auf das Schienennetz setzen, die Libera-

lisierung der Eisenbahn durch das vierte 

Eisenbahnpaket definitiv stoppen, die EU-

Abgasnormen für Neuwagen verschärfen 

und die erlaubte Geschwindigkeit auf eu-

ropäischen Straßen verringern.
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Für eine ökologische 
Konversion, den Schutz der 

Natur und der Tiere

9
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Der bedingungslose Imperativ eines ständigen und quantitativ 

unbegrenzten Wachstums ist unvereinbar mit dem Überleben 

der Menschheit. Es werden hier vor allem die Interessen der 

multinationalen Unternehmen bedient, während die Mehrheit der 

Bevölkerung die verheerenden Konsequenzen tragen muss. Das 

Recht auf Gemeingüter wie Wasser, Luft, Energie und natürliche 

Umwelt ist nicht mehr gegeben, das Recht auf Gesundheit 

wird gefährdet durch zunehmende Umweltkrankheiten, die 

Privatisierung der Sozialversicherungen, die Vermarktung 

der Gesundheit und die Dominanz der Pharmaindustrie. Die 

Zerstörung der urbanen und natürlichen Umwelt, der Nahrung, 

der Gesundheit und die steigenden Energiekosten betreffen in 

erster Linie die sozial benachteiligten Bevölkerungsschichten 

und verschärfen die sozialen Ungerechtigkeiten. Ökologie 

und Soziales sind untrennbar. Wir brauchen ein neues 

europäisches Modell der ökologischen UND sozialen 

Entwicklung, das alternativen Verhaltens- und Lebensweisen 

Rechnung trägt. Das Leiden der Tiere durch ständig wachsende 

Vermarktung, industrielle Fleischproduktion und übertriebene 

Instrumentalisierung in der Forschung ist unzumutbar. Der 

übermäßige Fleischkonsum ist schädlich für Umwelt und 

Gesundheit. Die nationale und europäische Rechtslage in diesem 

Bereich ist sehr mangelhaft. 
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déi Lénk wollen:

1. Gleichen Zugang zu Grundgütern ge-

währleisten.

Eine nachhaltige Entwicklung muss die 

Grundrechte von allen und gleichzeitig das 

ökologische Gleichgewicht bewahren:

•	 der Zugang zu sauberem Wasser, erneu-

erbare Energie und ökologisches Wohnen 

wird durch öffentliche Dienstleistungen 

gewährleistet,

•	 eine gesunde und nachhaltige Ernährung 

soll gesichert werden durch eine stärkere 

Regulierung des Lebensmittelmarktes, die 

Förderung lokaler Erzeugungen, die Kür-

zung der Transportwege, eine komplette 

Transparenz der Herstellungsprozesse, 

der Zutaten und der Herkunft, das Ein-

stellen von überflüssigen und schädlichen 

Produktionen, die Ermutigung zum Kon-

sum von ökologischen, biologischen und 

fair gehandelten Produkten und ein euro-

paweites Verbot von genetisch veränder-

ten Organismen,

•	 das Recht auf eine unversehrte Umwelt 

fordert den systematischen Verzicht auf 

schädliche Produkte und eine tiefgreifen-

de Neuüberarbeitung der REACH (chemi-

sche Produkte) Direktive.

2. Das gleiche Recht auf Gesundheit ge-

währlisten durch:

•	 ein öffentliches Gesundheitssystem, leis-

tungsfähig, kostenlos und zu gleichen Be-

dingungen für alle Bürger und Bürgerinnen 

der europäischen Union,

•	 die Anerkennung von Umweltkrankheiten 

und die Weiterentwicklung der Umweltme-

dizin,

•	 die demokratische Kontrolle der Pharma-

industrie,

•	 die systematische Anwendung des Verur-

sacherprinzips auf die Betriebe.

	

3. Den Naturschutz stärken.

Wir wollen:

•	 das « Natura 2000 » Netz, eine wichtige 

europäische Naturschutzinitiative, fes-

tigen und ausbauen, um Biodiversität zu 

fördern und zu erhalten,

•	 den Entwurf der europäischen Bodenrah-

menrichtlinie schnellstmöglich anpassen 

und umsetzen,

•	 die EU-Wasserrahmenrichtlinie konse-

quent im Bereich des Wasserschutzes 

anwenden sowie die Umsetzung und den 

Ausbau der EU-Pestizid-Rahmenrichtlinie,

•	 die kollektiven Rechte (z.B. Verbandskla-

gerecht) der Tier- und Naturschutzver-

bände in Europa stärken.
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4. Die Wirtschaft umgestalten. 

Indem wir:

	

•	 die Industrie lokalisieren und sie unter 

demokratische Kontrolle der betroffenen 

Regionen stellen. Alle Regionen Europas, 

vor allem die strukturell benachteiligten, 

nachhaltig wieder beleben und ankurbeln, 

mit dem Ziel, vor allem regionalen Bedürf-

nissen gerecht zu werden,

•	 verschiedene lokale Produktionen vor in-

dustrieller und globalisierter Konkurrenz 

schützen,

•	 strikte ökologische Standards in der Pro-

duktion einführen und ökologische Tech-

nologien ausbauen,

•	 menschen- und umweltschädliche Produk-

tionsweisen abschaffen und bei Bedarf 

umwandeln im Sinne einer nachhaltigen 

und sinnvollen Entwicklung,

•	 Verpackungen und überflüssige Abfälle 

auf ein striktes Minimum reduzieren.

5. Den Tierschutz stärken.

Wir wollen:

•	 alle möglichen Alternativen zur aktuellen 

Ausbeutung der Tiere (Mastbatterien, 

Verstümmelung, Transport, industrielle 

Schlachtung,…) entwickeln in der Her-

stellung von Lebensmitteln, Medikamen-

ten, Kleidern,

•	 Tierversuche und Tiermisshandlung ver-

bieten,

•	 die globale Drosselung des Konsums von 

Fleisch, Fisch und Milchprodukten hin zu 

mehr pflanzlichen Produkten.
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Für eine nachhaltige 
Landwirtschaft und die 

Ernährungssouveränität
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Die Gemeinsame Agrarpolitik (GAP) der Europäischen Union hat 

einen maßgebenden Einfluss auf die Ernährungsbedingungen von 

mehr als 500 Millionen europäischer Bürger/Innen. Mit einem 

Anteil von 40% am gesamten EU-Budget, ist die Landwirtschaft 

der am stärksten von der Gemeinschaftspolitik betroffene 

Wirtschaftsbereich. Die GAP ist seit ihrer Gründung im Jahr 

1962 einer ständigen Liberalisierung und Unterwerfung unter 

das Konkurrenzprinzip ausgesetzt worden. Diese Entwicklung 

hat sich seit den 1990er Jahren unter dem Druck der WHO 

weiter verschärft und die Entstehung einer industriellen und 

produktivistischen Landwirtschaft begünstigt. Diese Politik 

hat es der EU zwar erlaubt, die Unabhängigkeit bei der 

Nahrungsmittelversorgung zu erreichen, doch zu welchem Preis? 

Die europäische Landwirtschaft ist heute von einigen wenigen 

multinationalen Konzernen im Lebensmittelbereich dominiert, die 

mit Hilfe ihrer Patentpolitik die Autonomie der Bauern zerstören 

und die Ernährungssouveränität der gesamten Weltbevölkerung 

gefährden. Die Intensivierung der landwirtschaftlichen Produktion 

verschlechtert zunehmend den Zustand der Böden und führt 

zu einer unumkehrbaren Zerstörung der Biodiversität. Das 

Verschwinden kleiner und mittlerer Bauernbetriebe führt zu 

einem Arbeitsplatzverlust in ländlichen Regionen. Die unilateral 

geführte Handelspolitik der EU zerstört viele landwirtschaftliche 

Familienbetriebe auf der Südhalbkugel und stellt die 

Lebensmittelsicherheit ganzer Bevölkerungen in Frage.
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déi Lénk engagieren sich für eine ökologisch und sozial nachhaltige 
europäische Landwirtschaftspolitik, die dem globalen Süden faire 
Bedingungen bietet und auf dem Prinzip der Ernährungssicherheit und 
auf regionalen Kreisläufen aufbaut.

1. Der Industrialisierung der Landwirt-

schaft und der Zerstörung kleinerer 

Landwirtschaftsbetriebe ein Ende setzen, 

indem die Verteilung der Direktzahlun-

gen reformiert wird. Die Bewilligung der 

Zahlungen darf nicht nur von wirtschaft-

lichen Kriterien, wie etwa der Größe der 

genutzten Flächen oder der Produktivität, 

abhängen, sondern muss Betrieben zu 

Gute kommen, die ökologisch und sozial 

nachhaltig produzieren.

2. Die neuen Greening-Anforderungen für 

die Bewilligung der Direktzahlungen bei-

behalten, da sie einen ersten Schritt in die 

richtige Richtung darstellen. Um das wirt-

schaftliche Überleben kleiner Landwirt-

schaftsbetriebe zu gewährleisten, muss 

ihr Zusammenschluss zu solidarisch funk-

tionierenden Genossenschaften gefördert 

und rechtlich erleichtert werden.

3. Die Forschungsmittel für die biologische 

Landwirtschaft im Rahmen der landwirt-

schaftlichen Forschung massiv erhöhen.

4. Lokale und regionale Kreisläufe für die 

Produktion, den Transport und den Kon-

sum landwirtschaftlicher Produkte för-

dern, indem:

•	 die Futtermittelimporte in die EU gekürzt 

werden (diese werden in den Herkunfts-

ländern oft in verheerenden Bedingungen 

für Umwelt und Bevölkerung hergestellt),

•	 eine bodenbezogene Tierhaltung und 

dementsprechend auch eine lokale und 

regionale Produktion von Futtermitteln 

gefördert werden und indem die Mas-

sentierhaltung und -schlachtung, sowie 

der übermäßige Konsum von Fleisch- und 

Milchprodukten massiv reduziert werden,

•	 Maßnahmen getroffen werden, die den 

Langstreckentransport, insbesondere auf 

dem Luftweg, von Nahrungsmitteln, redu-

zieren,

•	 lokale und regionale Agrarprodukte in öf-

fentlichen Einrichtungen (Schulkantinen, 

Krankenhäuser, Altersheime usw.) bevor-

zugt werden,

•	 die lokale Agrarproduktion in benachtei-

ligten Regionen vor der produktivistischen 

Konkurrenz geschützt wird.

5. Mit der exportorientierten Ausrichtung 

der europäischen Agrarpolitik brechen, 

welche verheerende Auswirkungen auf die 

Ernährungssicherheit auf der Südhalbku-

gel hat. In diesem Zusammenhang gilt es 

die Exportsubventionen für europäische 

Agrarprodukte definitiv zu stoppen.
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6. Agrarprodukte in den Verhandlungen 

über Handelsabkommen und multilaterale 

(Verhandlungen im Rahmen der WHO), so-

wie bilaterale (Partnerschaftsabkommen 

der EU mit Drittstaaten) Verträge aus-

klammern, damit es allen Staaten ermög-

licht wird, ihre Bevölkerungen mit eigenen 

Mitteln zu ernähren.

7. Die Spekulation auf Nahrungsmitteln 

verbieten.

8. Dem land grabbing, der illegitimen An-

eignung und dem Kauf von großen Land-

flächen durch wirtschaftliche oder politi-

sche Akteure, weltweit ein Ende setzen.

9. Den Import und die Produktion von 

Agrotreibstoffen der ersten Generation 

verbieten und Agrotreibstoffe der zweiten 

Generation, für deren Produktion nicht 

mehr verwertbare landwirtschaftliche Ab-

fälle und Biomasse eingesetzt werden, nur 

dann erlauben, wenn durch ihre Produkti-

on die Biodiversität nicht gefährdet wird.

10. Die Deregulierung der Nahrungsmit-

telmärkte beenden, damit es nicht zu einer 

Überproduktion von Nahrungsmitteln und 

zu stark schwankenden Preisen kommt.

11. Ein Verbot 

•	 der Produktion, der Entwicklung und des 

Imports genmanipulierter Agrarprodukte,

•	 der Patentierung von Tieren und Pflanzen, 

um den Einfluss agro-chemischer Indu-

striekonzerne auf die Nahrungsmittelkette 

zu beenden.

12. Das Recht der Bauern auf Nutzung, 

Tausch, Verkauf und Schutz ihres Saat-

guts gewährleisten. Um der Saatgutindu-

strie entgegenzuwirken, müssen territo-

rialisierte Saatgutsysteme (Saatgutban-

ken) entwickelt und gefördert werden, die 

regional durch die öffentliche Hand oder 

durch Bauerngemeinschaften verwaltet 

werden. 
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Für ein solidarisches 
und friedliches Europa 
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Die Lissabon-Strategie will aus der Europäischen Union die 

wettbewerbsfähigste Region der Welt machen. Das Prinzip 

der Wettbewerbsfähigkeit mit einer Maximierung der Gewinne 

hat zur Senkung der Lohnkosten auf europäischer und auf 

Weltebene geführt. Diese negative Dynamik für die Rechte der 

Lohnabhängigen wird durch eine Anzahl bilateraler Verträge wie 

Investitionsabkommen noch verstärkt. Die Freihandelsabkommen 

vereinfachen multinationalen Firmen, die ihren Sitz in der 

Europäischen Union haben, eine Niederlassung in Drittländer. 

Sie beuten dort nicht nur Arbeiter und Arbeiterinnen aus, 

sondern treiben auch Raubbau an den natürlichen Ressourcen 

und Rohstoffen. Parallel zu dieser Ausbeutung der oft hoch 

verschuldeten Länder, entwickelt die europäische Sicherheits- 

und Verteidigungspolitik, entsprechend den Interessen der 

NATO, Waffentechniken und militärische Industrie, u.a. um sie an 

eben diese Länder zu verkaufen. 

Um das Prinzip der Wettbewerbsfähigkeit durch das der 

Solidarität zu ersetzen, bedarf es einer Neugründung Europas. 

Dieser Aufbau muss geschehen auf demokratischen, sozialen und 

ökologischen Grundlagen.
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déi Lénk wollen:

1. Die Steuerharmonisierung und ein Min-

desteinkommen auf europäischer Ebene 

einführen.

2. Alle Beziehungen und Abkommen müs-

sen auf dem Prinzip der Solidarität und 

nicht dem der Wettbewerbsfähigkeit fußen.

3. Sicher stellen, dass die Verhandlungen 

über das Freihandelsabkommen zwischen 

den Vereinigten Staaten und der Euro-

päischen Union ausgesetzt werden. Der 

aktuelle Status der Verhandlungen muss 

der Öffentlichkeit zugänglich gemacht und 

eine öffentliche Debatte über die Verein-

barung muss geführt werden, um die wah-

re Natur der Vorschläge zu verdeutlichen.

4. Die Rückkehr zur lokalen und saisonalen 

Nahrungsmittelproduktion, und den Aus-

bau des fairen Handels. Die Lebensmit-

telindustrie schadet sowohl der Umwelt 

als auch der sozialen Entwicklung in einer 

wachsenden Anzahl von Gebieten. Die Po-

litik des „Landgrabbing“ muss aufhören, 

da sie einhergeht mit der Zerstörung der 

natürlichen Umwelt, dem Ausschöpfen der 

Wasserressourcen und sie die Menschen 

vor Ort daran hindert, frei über ihre eige-

nen Ressourcen zu verfügen.

5. Es muss ein radikales Umdenken des 

Konsumverhaltens in den entwickelten 

Ländern stattfinden, das öffentlich und 

besonders in den Schulen gefördert wer-

den muss.

6. Der EU-Strategie für Biokraftstoffe, 

das heißt für die Biokraftstoff-Industrie 

muss ein Ende gesetzt werden. Sie ist ver-

antwortlich für massive Abholzungen von 

Wäldern, für die Zerstörung der biologi-

schen Vielfalt und der Lebensbedingungen 

der Menschen die in den Anbaugebieten 

leben.

7. Die G7 und G20-Treffen die keinerlei 

politische oder rechtliche Legitimität ha-

ben durch institutionalisierte Zusammen-

künfte gleichberechtigter Partner ersetzen.

8. Sich die Auflösung der NATO zum Ziel 

setzen und um dies zu erreichen, den Aus-

tritt verschiedener europäischer Ländern 

aus ihren Strukturen fördern. Die Verein-

ten Nationen müssen reformiert werden, 

so dass Konflikte durch diplomatische 

Verhandlungen gelöst werden können.

9. Den europäischen militärisch-indust-

riellen Komplex abbauen und auf ein Mi-

nimum reduzieren um ein gewisses Maß 

an Sicherheit zu gewährleisten. Das heißt 

auch eine progressive Reduzierung der öf-

fentlichen Rüstungsausgaben.

 

10. Den fortschreitenden Militarisierungs-

prozess der EU stoppen und jegliche EU-
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Beteiligung an militärischen Operationen 

vermeiden. Das militärische Drohnenpro-

gramm der EU muss ebenfalls beendet 

werden.

11. Dass die europäischen Länder daran 

arbeiten, das Problem der Besetzung eines 

Teils von Zypern durch die Türkei zu lösen.
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Für eine Migrations-
politik, die die 

Menschenrechte achtet
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Bis zum arabischen Frühling und den damit verursachten 

Flüchtlingsströmen hatte die Europäische Union als eines ihrer 

grundlegenden Prinzipien die Freizügigkeit auf ihrem Banner 

stehen. Die Umsetzung des Schengen-Abkommens wurde jedoch 

von einer Intensivierung der Kontrollen an den Außengrenzen der 

EU begleitet. Von Erweiterung zu Erweiterung, von Krise zu Krise, 

wurde diese Freiheit durch Einschränkungen und diskriminierende 

Ausnahmen eingeschränkt. Die europäische Festung mit 

Praktiken wie der „Externalisierung des Asyls“ und der Jagd auf 

Migrant/Innen innerhalb ihrer Grenzen steht im Widerspruch zu 

den erklärten humanistischen Bestrebungen der EU. Auch wenn 

eine neue Verordnung sicherstellen soll, dass Frontex-Agenten 

wenigstens ansatzweise die Rechte der Flüchtlinge respektieren, 

ignoriert das allgemeine Konzept der EU-Migrationspolitik die 

Menschenwürde der Betroffenen. Zwischen 2008 und 2012 

haben sich die Asylanträge in den Mitgliedsländern um 50 

% erhöht. Ungeachtet dieser Entwicklungen, fährt die Union 

fort, lokale gut funktionierende Wirtschaften durch bilaterale 

Abkommen zu zerstören, Konflikte durch Waffenverkäufe zu 

unterstützen und somit ganze Regionen zu destabilisieren, 

was zur Konsequenz hat, dass viele Menschen keinen anderen 

Ausweg haben, als ins Exil zu gehen.
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déi Lénk wollen:

1. Zusammen mit der Europäischen Links-

partei und der Fraktion der Linken im Eu-

ropäischen Parlament ein Europa in Soli-

darität mit der restlichen Welt aufbauen.

2. Die Länder der Europäischen Union 

dazu anhalten, ihre Verantwortung ge-

genüber den aktuellen Migrationsströmen 

zu tragen. Handelspolitik, Freihandels-

abkommen und der Verkauf von Waffen 

in Länder wo Krieg herrscht sind oft die 

Ursache für diese Situation. Es ist an der 

Zeit, dieser Politik ein Ende zu setzen und 

sie durch eine Politik der Entwicklungshil-

fe zu ersetzen.

3. Bilaterale Abkommen zwischen einigen 

Mitgliedsländern der Union und einigen 

Ländern des Maghreb, die dazu dienen, 

die Migranten außerhalb der europäischen 

Grenzen zu halten durch Abkommen zur 

Entwicklungshilfe ersetzen. Die Praxis der 

Entwicklungshilfe, im Austausch für die 

Bekämpfung der illegalen Einwanderung, 

muss abgeschafft werden.

4. Den Kampf gegen die Mafia-Netze auf-

nehmen, die den Menschenhandel organi-

sieren. Unternehmer, die Arbeiter und Ar-

beiterinnen schwarz arbeiten lassen oder 

Personen, die Menschen zur Prostitution 

zwingen sollten hart bestraft werden. An-

statt die betroffenen Einwanderer/innen 

abzuschieben, müssen diese beschützt 

werden, ihre sozialen und Menschenrechte 

gewahrt und ihnen ein Leben in Würde in 

Europa ermöglicht werden.

5. Asylbewerbern das Recht garantieren 

dass ihr Antrag innerhalb einer angemes-

senen  Frist bearbeitet wird, andernfalls 

der Antrag automatisch angenommen wird.

6. Antragsteller die während sechs Mo-

naten gearbeitet haben automatisch zu 

regularisieren.

7. Für eine Harmonisierung des Asylrech-

tes das die Menschenrechte garantiert auf 

europäischer Ebene und für eine wirkliche 

Solidarität zwischen den Ländern der Uni-

on was, die Aufnahme von Asylbewerbern 

anbelangt eintreten.

8. Die Frontex-Agentur ersetzen durch 

Strukturen in denen die Neuankömmlinge 

in Freiheit und unter menschenwürdige 

Bedingungen leben können, bis ihre Asyl-

anträge bearbeitet werden. Diese Struk-

turen müssten in ganz Europa eingerich-

tet werden.

9. Haftanstalten für Migranten schließen 

und Zwangsabschiebungen abschaffen.

10. Asylbewerbern das Recht auf Arbeit 

geben und die Möglichkeit schaffen, 

dass sie sich am sozialen, kulturellen 
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und politischen Leben beteiligen, um sie 

zu integrieren.

11. Die  Freizügigkeit im Schengen-Raum 

wiederherstellen. Die Entscheidung von 

Juni 2013  Grenzkontrollen „in Ausnahme-

fällen“ wiedereinzuführen muss zurückge-

nommen werden. Eine echte europäische 

Staatsbürgerschaft müsste es Staatsan-

gehörigen anderer Länder erlauben, sich 

länger als 3 Monate ohne in einem Gast-

land aufzuhalten, ohne dass sie rechtfer-

tigen müssen, dass sie für ihre Bedürfnis-

se und gegebenenfalls die ihrer Familien 

aufkommen können.



Europäische Union: fundamental 
umdenken und neuaufbauen

Um ein anderes Europa zu schaffen – ein soziales, 

demokratisches und ökologisches Europa – muss mit der 

europäischen Union, wie sie derzeit existiert, gebrochen 

werden. Dabei wird die Mobilisierung der Bürger eine 

entscheidende Rolle spielen: Schluss mit einem Europa im Dienst 

des großen Kapitals, Schluss mit der Strenge und dem sozialen 

Schaden, Schluss mit dem Wachstum der Ungleichheiten, 

Schluss mit der Arbeitslosigkeit und der Armut, Schluss mit den 

europäischen Institutionen außerhalb jeglicher demokratischen 

Kontrolle, aber auch Schluss mit jeglicher Politik der 

nationalistischen Selbstbezogenheit.

Eine solche Politik des Bruchs und des Neuaufbaus ist nur 

möglich, wenn sie auf der Mobilisierung der Völker, Bürger/innen, 

Arbeiter/innen, Frauen und Jugend aus ganz Europa gründet.

déi Lénk werden diese Mobilisierung der Bürger/innen auf 

politischer Ebene voranbringen. Zusammen mit den engagierten 

Bürgern/innen werden déi Lénk für ein anderes Europa aktiv 

werden, das dem Europa der mulinationalen Unternehmen, der 

Juncker, Schulz und Barroso ein Ende setzt.
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